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l. Rechtsgrundlagen

1. Zustellung
Haager Zustellungsubereinkommen vom 15. November 1965 (BGBI. 1980 Il S. 907);
Ausfihrungsgesetz vom 22. Dezember 1977 (BGBI. | S. 3105)

2. Beweisaufnahme
Haager Beweisaufnahmetbereinkommen vom 18. Mérz 1970 (BGBI. 1980 I
S. 1290, 1440); Ausfuihrungsgesetz vom 22. Dezember 1977 (BGBI. | S. 3105)

3. Weitere fur das Gebiet des Zivil- oder Handelsrechts bedeutsame zwischenstaatliche
Vereinbarungen (wegen der Ausfilhrungsgesetze und aktuellen Bekanntmachungen
von Anderungsregelungen wird auf § 3 Absatz 2 bis 5 ZRHO Bezug genommen)

- Haager Zivilprozessubereinkommen vom 1. Marz 1954 (BGBI. 1959 II S. 1388);
Ausfuihrungsgesetz vom 18. Dezember 1958 (BGBI. | S. 939)

- Deutsch-dénische Vereinbarung vom 1. Juni 1910 in der Fassung des Noten-
wechsels vom 6. Januar 1932 (RGBI. 1910 S. 871, 873; RGBI. 1932 11 S. 20,
BGBI. 1960 Il S. 1853) und die weitere Vereinbarung vom 1. Juni 1914
(RGBI. S. 205, BGBI. 1960 Il S. 1853)

- Anerkennung und Vollstreckung
Kostenentscheidungen nach Artikel 18 Absatz 1 und 2 des Haager Zivilprozess-
Ubereinkommens vom 1. Marz 1954 werden fur vollstreckbar erklart, 88 66,

138 ZRHO.

Sie werden auf Antrag des Glaubigers im Wege der Rechtshilfe vollstreckt. Der
Antrag des Glaubigers ist auf diplomatischem Weg zu Gbermitteln. Er kann be-
reits dem Antrag auf Vollstreckbarkeitserklarung beigefiigt werden. Aufgrund des
Antrags findet die Vollstreckung nur in bewegliche kdrperliche Sachen statt. Im
Hinblick auf Artikel 2 Absatz 3 der dt.-dan. Vereinbarung vom 1. Juni 1914 ist bei
ausgehenden Ersuchen von dem Glaubiger ein Kostenvorschuss zu erheben,
der fur die Gebuhren und Auslagen des Vollstreckungsbeamten Deckung bietet.
Dem Antrag auf Vollstreckung ist eine Ubersetzung in die danische Sprache bei-

zufuigen.



Unterhalt

VN-Unterhaltstibereinkommen vom 20. Juni 1956 (BGBI. 1959 II S. 1377)/Arti-
kel 7 des Ubereinkommens ist zu beachten

Haager Unterhaltsvollstreckungsubereinkommen vom 2. Oktober 1973

(BGBI. 1988 11 S. 98)

Als Ausfuhrungsgesetz fur das VN-Unterhaltsuibereinkommen sowie das Haager
Unterhaltsvollstreckungsiibereinkommen gilt das Auslandsunterhaltsgesetz
(AUG) vom 23. Mai 2011 (BGBI. | S. 898)

Haager Unterhaltsvollstreckungstibereinkommen vom 15. April 1958 (BGBI. 1966
Il S. 56), inshesondere fur Unterhaltsentscheidungen (Ruckstéande) im Sinne des
Artikels 24 des Haager Unterhaltsvollstreckungsibereinkommens vom 2. Okto-
ber 1973; Ausfihrungsgesetz vom 18. Juli 1961 (BGBI. | S. 1033)

Europaisches Rechtsauskunftsiibereinkommen vom 7. Juni 1968 (BGBI. 1975 II
S. 300) Ausfuihrungsgesetz vom 5. Juli 1974 (BGBI. 2015 | S. 1474)

[I.  Ausgehende Ersuchen

1. Zustellung

Die Zulassigkeit einer Postzustellung (Artikel 10 HZU) ist wegen des von
Deutschland erklarten Widerspruchs gegen die Postzustellung in Deutschland im
Hinblick auf ein eventuell zu beachtendes Gegenseitigkeitserfordernis vom Ge-
richt zu beurteilen (8 50 ZRHO).

durch auslandische Stellen:

a) Zustellungsantrage sind an das Gericht der Farder in Térshavn zu richten (Ar-
tikel 2 dt.-dan. Vereinbarung vom 1. Juni 1910, Artikel 24 HZU):

Retten pa Feergerne
C. Plgyensggta 1
110 Torshavn
Faroer

b) Fur den Zustellungsantrag ist das Formblatt ZRH 1 (Artikel 3 HZU) zu ver-
wenden. Eintragungen sind in englischer, franzdsischer, faréischer oder dani-
scher Sprache vorzunehmen (Artikel 7 Absatz 2 HZ0).

c) Beiformlicher Zustellung (Artikel 5 Absatz 1 HZU), die stets nur hilfsweise fiir
den Fall zu beantragen ist, dass die formlose Zustellung nicht moéglich ist, ist
eine Ubersetzung des zuzustellenden Schriftstiicks in die danische oder faroi-
sche Sprache erforderlich (Artikel 5 Absatz 3 HZU, § 26 ZRHO). Ist aus-

nahmsweise die zur férmlichen Zustellung erforderliche Ubersetzung nicht



beigefugt, wird diese vom Gericht in Faréer auf Kosten des deutschen Ge-
richts beschafft (Artikel 3 Absatz 2 dt.-dan. Vereinbarung vom 1. Juni 1910).

d) Zustellungsantrag und zuzustellendes Schriftstiick sind in zwei Stlicken zu
ubermitteln (Artikel 3 Absatz 2 HZU). Die Ubermittlung des Ersuchens erfolgt
Uber die Prufungsstelle unmittelbar an das Gericht in Farder (Artikel 1 dt.-dan.
Vereinbarung vom 1. Juni 1910).

e durch deutsche Auslandsvertretungen:

Die deutsche Botschaft in Kopenhagen kann Antrage auf formlose Zustellung in

Ausnahmefallen ohne Rucksicht auf die Staatsangehorigkeit des Zustellungs-

empfangers in eigener Zustandigkeit erledigen. Die Grinde fir eine ausnahms-

weise Inanspruchnahme sind in dem an die Botschaft zu richtenden Zustellungs-
antrag anzugeben (§ 14 ZRHO). Die Ubermittlung von Zustellungsantrag (ein-
fach) und zuzustellenden Schriftstlicken (zweifach) erfolgt Uber die Prifungs-
stelle auf dem Postweg (Postdienstleister) unmittelbar an die Botschatft.
2. Beweisaufnahme
e durch auslandische Stellen:

a) Rechtshilfeersuchen sind an das Gericht der Farger in Térshavn Retten pa
Feergerne, C. Plgyensggta 1, 110 Térshavn, Farder zu richten. (Artikel 2
dt.-dan. Vereinbarung vom 1. Juni 1910, Artikel 31 HBU)

b) Es empfiehlt sich, den Rechtshilfeersuchen eine Ubersetzung in die danische
Sprache beizufuigen. Fiir Begleitschreiben ist keine Ubersetzung erforderlich
(Artikel 3 Absatz 1 der dt.-dan. Vereinbarung vom 1. Juni 1910, Artikel 31
HBU).

c) Die Ubermittlung des Rechtshilfeersuchens erfolgt iiber die Priifungsstelle
unmittelbar an die zustandige Stelle (Artikel 1 der dt.-dan. Vereinbarung vom
1. Juni 1910, Artikel 31 HBU).

d) Bei Ersuchen um Vernehmung von Zeugen ist anzugeben, welche Partei die
Vernehmung beantragt hat.

Mitglieder des ersuchenden Gerichts kdnnen bei der Erledigung eines
Rechtshilfeersuchens anwesend sein, wenn das danische Justizministerium
dies genehmigt hat (Artikel 8 HBU).

Danemark hat einer Beweisaufnahme durch Beauftragte (Artikel 17 HBU) wi-
dersprochen.

Blutgruppengutachten und erbbiologische Gutachten sind nach danischem
Recht zulassige Beweismittel. Bei der Erledigung von Ersuchen um Blutent-
nahme und Untersuchungen flr erbbiologische Gutachten kann von den Be-

horden in Farber Zwang angewandt werden.



e durch deutsche Auslandsvertretungen:

Die deutsche Botschaft in Kopenhagen erledigt Ersuchen um Vernehmung oder

Abnahme von Eiden in Ausnahmeféllen in eigener Zusténdigkeit ohne Rucksicht

auf die Staatsangehdorigkeit der zu vernehmenden Person, wenn die Erledigung

ohne Anwendung von Zwang mdglich ist. Die vorherige Genehmigung des Emp-

fangsstaates ist durch die deutsche Auslandsvertretung einzuholen. Die Griinde

fir eine ausnahmsweise Inanspruchnahme sind in dem an die Botschaft zu rich-

tenden Rechtshilfeersuchen anzugeben (§ 14 ZRHO). Die Ubermittlung des

Rechtshilfeersuchens erfolgt Uber die Prifungsstelle auf dem Postweg (Post-

dienstleister) unmittelbar an die Botschaft.

[ll. Eingehende Ersuchen

1. Zustellung

e durch zustandige Stelle:

a)

b)

d)

Zustellungsantrage werden auf unmittelbarem Weg an den Prasidenten des
Landgerichtes Ubermittelt (Artikel 1, 2 Absatz 1 der dt.-d&n. Vereinbarung
vom 1. Juni 1910).

Eintragungen in das Formblatt (Artikel 3 HZU) sind in englischer, franzési-
scher oder deutscher Sprache zulassig (Artikel 7 Absatz 2 HZU).

Bei formlicher Zustellung (Artikel 5 Absatz 1 HZU) ist eine Ubersetzung des
zuzustellenden Schriftstiicks in die deutsche Sprache erforderlich (Artikel 5
Absatz 3 HZU, § 3 HZUAG).

Ist ausnahmsweise die zur férmlichen Zustellung erforderliche Ubersetzung
nicht beigefigt, wird diese vom deutschen Gericht auf Kosten der ersuchen-
den danischen Behdrde beschafft (Artikel 3 Absatz 2 dt.-dén. Vereinbarung
vom 1. Juni 1910).

Das Zustellungszeugnis ist anhand des Formblattes zu erteilen

(8 124 ZRHO); die Eintragungen kénnen in deutscher Sprache erfolgen.

Die Rickleitung von Zustellungszeugnis und Anlagen (88 122, 124 ZRHO)
erfolgt durch das Amtsgericht (je nach Regelung im Bundesland Uber die Prii-
fungsstelle) unmittelbar an die ersuchende Stelle (Artikel 6 Absatz 1, 4 HZU,
§ 89 Absatz 4 ZRHO).



2. Beweisaufnahme

e durch zustandige Stelle:

a) Rechtshilfeersuchen werden auf unmittelbarem Weg an den Prasidenten des
Landgerichtes tbermittelt (Artikel 1, 2 Absatz 1 der dt.-dan. Vereinbarung
vom 1. Juni 1910).

b) Fur das Rechtshilfeersuchen ist eine beglaubigte Ubersetzung in die deut-
sche Sprache erforderlich (Artikel 3 Absatz 1 der dt.-dan. Vereinbarung vom
1. Juni 1910, 31 HBU).

c) Die Rickleitung der Erledigungsstiicke des Amtsgerichts (88 87, 88,

135 ZRHO) erfolgt Uber die Prifungsstelle unmittelbar an die ersuchende Be-
horde (Artikel 1 der dt.-dan. Vereinbarung vom 1. Juni 1910, § 89 ZRHO).

d) Mitglieder des ersuchenden Gerichts kénnen bei der Erledigung eines
Rechtshilfeersuchens anwesend sein, wenn die Zentrale Behorde dies ge-
nehmigt hat (Artikel 8 HBU, § 10 HBUAG).

Ein Beauftragter des ersuchenden Gerichts kann eine Beweisaufnahme
durchfiihren, wenn die Zentrale Behotrde sie genehmigt hat. Die Genehmi-
gung kann mit Auflagen verbunden werden (Artikel 17 HBU, § 12 HBUAG).

Kosten

Kosten werden nach Maf3gabe des Artikels 5 der dt.-dan. Vereinbarung vom 1. Juni
1910 erstattet. Darlber hinaus sehen die fardischen Behdrden regelmafiig davon ab,
die Erstattung der an Sachverstandige gezahlten Entschadigungen zu verlangen.
Demgemal sind solche Entschadigungen auch den fardischen Behérden nicht in

Rechnung zu stellen.

Bundesamt fur Justiz Stand der Bearbeitung: 12.07.2019



	Färöer (Dänemark)
	I. Rechtsgrundlagen
	1. Zustellung
	2. Beweisaufnahme
	3. Weitere für das Gebiet des Zivil- oder Handelsrechts bedeutsame zwischenstaatliche Vereinbarungen (wegen der Ausführungsgesetze und aktuellen Bekanntmachungen von Änderungsregelungen wird auf § 3 Absatz 2 bis 5 ZRHO Bezug genommen)

	II. Ausgehende Ersuchen
	1. Zustellung
	2. Beweisaufnahme

	III. Eingehende Ersuchen
	1. Zustellung
	2. Beweisaufnahme

	IV. Kosten

